
D'er Parteienstaat 

Hans Herben von Arnim 

/.. Einleitung 

Sie sehen mich hier als unfreiwiUigen Referenten. Zum Thema "Parteien­
staat" in Verbindung mit dem Wort ,.,Regieren" und zudem noch unter dem 
Generalthema "empirische Befunde" glaubte ich nicht genug beitragen zu 
können, zumal in diesem Kreis Kollegen vertreten sind, die das Regieren in­
tensiv erforscht oder selbst daran anvorderster Front teilgenommen haben,. 
und Zeit für aufwendige empirische Ermittlungen, die vielleicht reizvoll ge­
wesen wären,. hatte ich nicht. Herr Wewer hat mir die Absage nun einfach da­
durch unmöglich gemacht, daß. er mich bat, im Anschluß an eigene frühere 
Arbeiten einige aHgemeine Überlegungen zum Thema "Parteienstaat" vorzu­
tragen. Das bedeutet, wie mit ihm und Herrn Hartwich besprochen, zweier­
lei: mein Thema ist nicht auf Regierung und Regieren, jedenfalls im enger,en 
Sinne dieser Worte, zugeschnitten. Außerdem beziehe ich auch Kritik und 
Änderungsvorschläge, die zwangsläufig auf Wertungen beruhen mit ein, ob­
wohl diese in den drei Teilen uns,eres Symposiums ("Empirische Befunde", 
"Theoretische AbkJärungen" und "Annäherung an die Zeitgeschichte") kei­
nen rechten Platz zu haben scheinen. 

Von beiden Unterfragen des Themas ".Parteienstaat", 

1. welche Iegitimen Funktionen die Parteien wahrnehmen und 
2. wo sie ihre kgitimen Funktionen in kritikbedürftiger Weise überschreiten, 

werde ich vor allem den zweiten Bereich ansprechen. Den ersten wird,. wenn 
ich recht sehe, Herr Murswieck abdecken. Im übrigen verzichte ich bewuß,t 
auf eine Definition des Wortes "Parteienstaat" .. 

Wertorien~ierte Erwägungen kann ich deshalb nicht auslassen, weil ich auch 
die Rolle des Bundesverfassungsgerichts erfassen will. Das Bundesverfas­
sungsgericht geht methodisch von solch wertorientierten Erwägungen aus. 
Dieses Gericht, das in der Bundesrepublik, ob man will oder nicht,. ein wich­
tiger politischer Akteur ist, kann man nicht weglassen, wenn das Gesamtbild 
nicht unvollständig bleiben soll. Darüber hinaus halte ich aber auch verfas-
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sungspolitische Überlegungen, die mögliche Änderungen der Verfassung,. des 
einfachen Rechts oder sonstiger Institutionen in Erwägung ziehen, für legitim 
(und unverzichtbar). 

Was die empirische Seite anlangt, so steHen meine Überlegungen eber ein 
Forschungsprogramm dar als neueste empirische Resultate. Ich hoffe meiner­
seits, aus der Diskussion manche Aufklärung über den poliHkwissenschaftH­
ehen Forschungsstand zu erhahen. 

Man könnte versuchen, das Thema "Parteienstaat", das sich vor allem in 
der Stellung der Parteien zur Verwaltung zeigt, von den Extremen her in den 
Griff zu bekommen, zumal wir Deutsche die Extreme aus eigener Erfahrung 
kennen. 

Solche Extreme waren auf der einen Seite der NS-Führerstaat und der kom­
munistische Einparteienstaat,. auf der anderen Seite die relativ scharfe Tren­
nung von Politik und Verwaltung im anglo-amerikanischen Verständnis. 

Die Eigenheiten des NS-Staates sind sehr deutlich in zwei Entscheidungen 
aus der Anfangszeit des Bundesverfassungsgerichts (von ]953 [E 3, 52] und 
1957 [E 6, 152]) beschrieben. Der Beamte im NS-Staat war auf die nationalso­
zialistische Weltanschauung und auf ein personales Treueverhältnis zum 
"Führer" verpflichtet. In diesem Verständnis war es systemkonform, daß die 
Partei wesentlichen Einfluß auf Ernennung und BefOrderung im öffentlichen 
Dienst, aber auch auf die Entfernung aus ihm hatte und jederzeit auch in die 
Verwaltung hineinregieren konnte. Wenn auch das Wunschbild Hitlers, aUe 
Beamten sollten überzeugte Nationalsozialisten sein, nicht Wirklichkeit ge­
worden ist, so wurde doch auf diese Weise die Institution verändert. Dies war 
übrigens ein Grund, warum das Bundesverfassungsgericht - entgegen dem 
energischen Protest der meisten deutschen Staatsrechtslehrer - davon ausging, 
daß, alle am 8. Mai 1945 bestehenden Beamtenverhältnisse zum Deutschen 
Reich mit diesem Tage zunächst einmal als "erloschen" angesehen wurden (ob­
wo.~l das "Reich" durchaus als rechtlich fortexistent angesehen wurde). 

Ahnlieh war die Lage bis in die jüngste Gegenwart in der DDR. Hier dürfte 
schon aufgrund der längeren Zeit noch eine weitergehende parteipolitische 
Gleichschaltung der Verwaltung, aber auch der Richterschaft und aBer ande­
ren Institutionen erfolgt sein. Damit muß die Bundesrepublikjetzt fertigwer­
den. Es wäre sicher int,eressant, die Regelungen, die der Einigungsv,ertrag für 
Verwaltungsangehörige der DDR gebracht hat, mit der Behandlung des öf­
fentlichen Dienstes nach 1945 zu vergkichen. 

Gegenbild der für Diktaturen typischen Gleichschaltung ist die anglo­
amerikanische Konzeption der "Neutralisierung" des öffentlichen Dienstes. 
Kennzeichen ist das grundsätzliche Verbot der parteipolitischen Betätigung 
für Beamte und die strenge Trennung von Amt und Mandat: Um einen Parla­
mentssitz kann ein Beamter sich nur bewerben, wenn er vorher seln Amt auf­
gibt. Die Engländer und Amerikaner haben - besonders .in Reaktion auf die 
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nationalsozialistische Gleichschaltung des öffentlichen Dienstes - versucht, 
dies auch ins Grundgesetz hineinzubringen, allerdings nur mit beschränktem 
Erfolg. Der Parlamentarische Rat bestand selbst überwiegend aus öffentlichen 
Bediensteten, von denen viele selbst eine politische Betätigung praktizierten 
oder sich jedenfalls vorstellen konnten. Art. 137 I GG ermächtigt den Gesetz­
geber lediglich, die Wählbarkeit von Beamten,. Soldaten und Richtern in eine 
gesetzgebende Körperschaft zu beschränken, nicht zu beseitigen. Das er­
schwert es, gegen ParteipoHtisierung des öffentlichen Dienstes und der Rich­
terschaft vorzugehen. 

Ich will allerdings diesen denkbaren Zugang von den Extremen her nicht 
versuchen, sondern mich einigen Aspekten des Parteienstaates der Bundesre­
publik Deutschland direkt zuwenden. Angestrebt wird natürlich kein flächen­
deckendes Bild, ich möchte vielmehr nur einige Aspekte herausgreifen. 

Macht und Einfluß der politischen Parteien sind in der Bundesrepublik 
Deutschland besonders weitgehend und umfassend. Das hat verschiedene 
Gründe, tatsächliche und rechtHche, die sich teilweise gegenseitig bedingt ha­
ben. In der Stunde Null nach dem Zusammenbruch stießen die von den Besat­
zungsmächten lizenzierten demokratischen Parteien - auch angesichts der 
po]itischen Vorbe~astung mancher konkurrierender Einflußgruppen - in ein 
Vakuum. Über vier Jahrzehnte hinweg haben die Parteien ihre Stellung eta­
bliert und ihre Macht in praktisch alle politisch relevanten Bereiche hinein 
auszudehnen gewußt. Damit einher ging ein Konzentrationsprozeß unter den 
Parteien, der auch durch Rechtsregeln wie die Fünfprozentklausel und durch 
das Verbot der SRP und der KPD aufgrund des Art. 21 Abs. 2 GO gefOrdert 
wurde und bei dem schließlich nur wenige Parteien von Gewicht übrig blie­
ben. Seit einem guten Jahrzehnt sind die Grünen hinzugekommen. Inwieweit 
die im Zuge der Vereinigung zu beobachtende Auflockerung der Parteienland­
schaft von Dauer sein wird, bleibt abzuwarten. 

Re,chtlich wurde die Macht der Parteien nicht so sehr durch die in Art. 21 
GG ni,edergelegte Befugnis, an der politischen Willensbildung des Volkes mit­
zuwirken, g,estärkt, die ja eigentlich nur etwas Selbstverständliches zum Aus­
druck bringt und das Gewicht der Parteien weitgehend offenläßt. Zu einer 
Stärkung der Macht der Parteien in der Bundesrepublik dürften vielmehr u.a. 
folgende institutionellen Regelungen beigetragen haben: 

- Das vorherrschende Verhältniswahlrecht mit starren Li.sten, das die Auswahl 
des politischen Personals fast ausschließlich in die Hand der Parteien legt. 

- Die auch in den Landtagen sehr hohen Diäten einschließlich einer mobili­
tätshemmenden Altersversorgung, die die Verwufzelung der Abgeordneten 
im Privatberuf immer mehr beseitigen. Mangels Alternative zur Politik als 
Beruf sind die Abgeordneten auf die Partei, die über ihre AufsteHung und 
WiederaufsteUung entscheidet, umso stiirker angewiesen. 
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- Die schon erwähnte nur halbherzige parteipolitische Neutralisierung der 
Verwaltung und der Rechtsprechung, deren Angehörige sich parteipoH­
tisch betätigen und - durch Inkompatibilitäten nur teilweise beschränkt­
in Volksvertretungen wählen lassen dürfen. 

- Das weitgehende Fehlen direkt-demokratischer Elemente. 

Eine Stärkung erfuhren die Parteien wohl auch durch die rechtstheoretische 
Überhöhung ihrer politischen Rolle, wie sie vor allem Gerhard Leibholz mit 
seiner Parteienstaatsdoktrin vorgenommen hat. Dieser Ansatz, der in den Par­
teien nicht nur Vermittler zwischen Volk und organisierter Staatlichkeit sieht, 
sondern wie "im Sinne einer eigenartigen Drdeinigkeit" mit Volk und Staat 
identifiziert, gewann zunächst auch gewissen Einfluß auf die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts. 

So bewirkte ein bloßer Wink aus Karlsruhe im Jahre 1958. daß die Bundes­
republik 1959 als erstes europäisches Land die staatliche Finanzierung der 
Parteien einführte; die Verfasser des Grundgesetzes waren noch von einer Fi­
nanzierung allein aus Beiträgen und Spenden ausgegangen. Die Leibholzsche 
Doktrin trug dazu bei, daß Parteien lange gegen Kritik weitgehend immuni­
siert waren und der Blick für Mißstände und Fehlentwicklungen in ihrem Wir­
ken verst,elH blieb, fast so, als gelte der Satz: "Parties can do no wrong." 

Auch die Politikwissenschaft scheint zunächst einseitig parteietablierend 
gewirkt zu haben: Sie sah anfangs ihre Hauptaufgabe darin, die bundesdeut­
sche Bevölkerung von der Nazidiktatur zur parlamentarischen Demokratie 
umzuerziehen. Dabei stand auch hier die (natürlich nicht bestreitbare) Unver­
zichtbarkeit der Parteien in der Demokratie so sehr im Vordergrund, daß die 
ebenfalls notwendige Diskussion über Begrenzungen und Kontrollen zu kurz 
kam. 

Wenn ich recht sehe, hat sich aber in den 80er Jahren in Rechtsprechung und 
Staatsrechtslehre und vielleicht auch in der Pohtikwissenschaft ein gewisser 
Wandel in der vorher einseitig verklärenden Einschätzung der Parteien vollzo­
gen, der seine Schubkraft wohl auch durch mancherlei Zeichen zunehmender 
Bürgerferne der Parteien und "Parteienverdrossenheit" der Bürger erhalten 
hat. Symptomatisch scheint mir, daß die Vereinigung der Deutschen Staats­
rechtslehrer ihre Jahrestagung 1985 dem Thema ,.,Parteienstaatlichkeit - Kri­
sensymptome des demokratischen Verfassungsstaates?" gewidmet hat. Und 
nicht zuletzt das heutige Symposium mag ein Beleg sein, daß die Politikwis­
senschaft dies ähnlich sieht, ebenso wie etwa ein Symposium, das Theo Schil­
ler vor vier Wochen in Marburg zum Thema "Parteien und Gesellschaft" ver­
ansta] tete. 

Mit der Kritik an Parteien tut die Staatslehre sich allerdings immer noch 
schwer. Ein Grund liegt darin, daß in Deutschland die Kritik an demokrati­
schen Parteien aus historischen Gründen allzuleicht mißverstanden wird. Die 
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Erinnerung an Weimar wirkt noch nach. Kritik an bestimmten Defiziten der 
Parteien wird kurzs·chlüssig - teilweise auch von interessierter Seite gelenkt 
- immer wieder mit Kritik an der Existenz der Parteien und an der Staatsform 
der Demokratie schlechthin gleichgesetzt. In der aktuellen Lage Deutschlands 
kommt noch eines hinzu: In Abgrenzung zum ehemaligen diktatorischen Re­
gime in der DDR mit seiner Einparteienherrschaft droht die Güte unseres Pnr­
teienstaats, der auf der Konkurrenz mehrerer Parteien beruht, so überbetont 
zu werden, daß- die Diskussion über Mängel und Reformen gar nicht erst auf­
kommen kann. 

Die beherrschende Rolle der politischen Parteien bewirkt eine Transforma­
tion der überkommenen staatsrechtlichen Institutionen,. die teils systemkon­
form und legitim ist, teils aber auch nicht, so jedenfalls meine These. 

II. Parteienwettbewerb als zentrales Steuerungsmittel 

Herzstück der Konzeption ist die Vorstellung vom Wettkampf der Parteien um 
die staatliche Macht auf Zeit, einem Wettkampf, den die Wähler mit ihrer 
Sümmabgabe mehrheitlich entscheiden .. Der Parteienwettbewerb als zentrales 
politisches Steuerungsmittel hat notwendig Auswirkungen auf Parlament und 
Regierung. Da Parteienpolitik durch Regi,erung und Padament praktisch um­
gesetzt wird, kann der Wähkr nur dann sinnvoll auswählen, wenn die Aktivi­
tät,en der Regierung und des Parlaments jeweils bestimmten Parteien zure­
chenbar sind, was aber eine Strukturierung des Parlaments in Regierungs- und 
Oppositionsparteien bzw. -fraktionen voraussetzt. 

Der Einfluß des Parteienweubewerbs auf Parlament und Regierung ist 
grundsätzlich systemkonform, auch wenn daraus erhebliche Verfassungs­
wandlungen resultieren. So hat der Kampf der Parteien um die Macht im Staat 
dazu geführt, daß, der von der klassischen Gewaltenteilung vorgegebene Ge­
gensatz zwischen Regierung und Parlament, wie er auch in Art. 20 Abs. 2 GO 
angesprochen ist, immer mehr überlagert wird vom Gegensatz zwischen 
Regierungs- und Oppositionsparteien und -fraktionen. 

Auch im Bundesrat überlagert der Gegensatz zwischen Regierungs- und 
Oppositionsparteien denjenigen zwischen Bundes- und Länderinteressen, was 
besonders in der Zeit von 1969 bis 1982 deutlich wurde, als eine soziallibe­
ra1,e Koalition die Bundesregierung bildete, im Bundesrat aber CDU ICSU­
geführte Regierungen über die Mehrheit der Stimmen verfügten. Die um­
gekehrte Situation seit den letzten Landtagswahlen in Niedersachsen hat 
zunächst nur bis zu den Wahlen in den fünf neuen Ländern gedauert, sie ist 
seit den jüngsten Wahlen in Hessen und Rheinland-Pfalz aber wieder einge­
treten. 
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Andererseits entspricht die Praxis in der Bundesrepublik dem reinen Wett­
bewerbsmodell durchaus nicht vollständig. Hinter der Fassade und jenseits 
der Öffentlichkeit vollzieht sich im Parlament nämlich ein vielfältiges Mitein­
ander von Regierungsparteien und Opposition. Kooperationsprozesse finden 
vor allem in den Fachausschüssen des Parlaments (einschließlich des Haus­
haltsausschusses) und im Vermiulungsausschuß statt, welcher bei Meinungs­
verschiedenheiten zwischen Bundestag und Bundesrat tätig wird. Diese Aus­
schüsse beraten grundsätzlich nicht öffentlich. 

III. Probleme, Gefahren, Defizite 

Während vor der Öffentlichkeit also Wettbewerbsverhalten der Fraktionen 
und Abgeordneten vorherrscht, findet sich in den Ausschüssen vielfach Koo­
peration. Dagegen ist an sich nichts einzuwenden. Das Bedenkliche liegt aber 
darin, daß die nichtöffentlichen Kooperationsprozesse Rückwirkungen auch 
auf die öffentlichen Verhandlungen im Plenum haben: Wenn dk Opposition 
Mitverantwortung für die gefundenen Kompromisse trägt, sind ihr vor der Öf­
fentlichkeit leicht die Hände gebunden; sie sieht sich außerstande, noch unbe­
fangen zu kritisieren. Dann weicht aber auch von den Regierungsparteien der 
Druck, die Entscheidungen im Plenum, d.h. vor der Öffentlichkeit, noch 
wirklich zu begründen und zu rechtfertigen. Zugleich bleibt die Transparenz 
für den Bürger auf der Strecke, weil die Verantwortlichkeiten verwischt wer­
den und der Wähler häufig nicht mehr weiß, welcher Partei er welches Ges·etz 
verdankt. Hier wird man sich überlegen müssen, ob nicht Vorkehrungen 
denkbar sind, die zu wirklichen Begründungen zwingen. 

Die Parteien bleiben bei Parlament und Regierung aber nicht stehen, son­
dern suchen auch, als partei frei konzipierte Einrichtungen, wie die Verwal­
tung, die Rechtsprechung, die Rundfunkanstalten und die Wissens·chaft partei­
politisch gleichzuschalten. Es ist nicht leicht, hier einen Riegel vorzuschieben 
und die Parteien am Mißbrauch ihrer Macht zu hindern. 

Allgemein gesprochen kann die Gefahr des Mißbrauchs von Partei macht in 
verschiedene Richtungen gehen. Da die Parteien Parlament und Regierung 
"besetzen" und parteienre]evante Regelungen sozusagen in eigener Sache er­
lassen, liegt die Versuchung nahe, die staatliche Regelungsmacht für eigene 
Zwecke einzuspannen und die Spielregeln zu eigenen Gunsten zu verändern 
- nach der Devise "Right or wrong - my party", s,ei es, daß 

(1) die "etablierten" Parteien versuchen, sich gegenüber "Newcomern" ei­
nen Vorteil zu verschaffen, sei es, daß 

(2) die Mehrheitspartei(en) versuchen, die parlamentarische Opposition im 
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Wettbewerb zu benachteHig,en, sei es schließlich, daß, 
(3) aUe Parteien sich zusammentun,. um den Staat gemeinsam auszubeuten. 

In den ersten beidenFallgruppen hat das Bundesverfassungsgericht in der 
Vergangenheit Grenz,en gezogen. Aktuelles Beispiel ist die Entscheidung zur 
Verfassungswidrigkeit der Fünfprozentklausel im erweiterten Wahlgebiet des 
vereinigten Deutschlands bei der ersten gesamtdeutschen Wahl am 2. 12. 1990 
auf Antrag der Grünen, der RepubHkaner, der PDS und einiger kleiner DDR­
Parteien. Die Itegelung hatte die neuen Parteien aus der DDR massiv benach­
teiligt, und die als Abhilfe vorgesehene Listenverbindung wäre praktisch nur 
für bestimmte Parteien in Betracht gekommen. 

Schwieriger ist es für das Bundesverfassungsgericht, in der letzten Fall­
gruppe einzugreifen., schon deshalb, weil es hier meist an einem antragsbefug­
ten Kläger fehlt, ohne den ein Gericht nicht entscheiden kann. In diesen Fällen 
der gemeinsamen Ausbeutung des Staates, in denen die Staatswissenschaften 
besonders herausgefordert sind, wenn sie ihren Namen verdienen, handelt es 
sich um eine Art politisches Kartell. Die Parteien bedienen sich beispielsweise 
bei der staatlichen Parteien- und Fraktionsfinanzierung gemeinschaftlich und 
im Übermaß aus der Staatskasse. (Nur die Grünen betätigen sich hier vielfach 
als "KarteHbrecher"). Im Prinzip in ähnlicher Weise,. nur nicht auf Kosten der 
staatlichen Finanzen, sondern auf Kosten staatlicher Institutionen, wirken die 
Parteien zusanunen, wenn sie versuchen,. den öffentlichen Dienst, die 
öffentlich-rechtlichen Medien und sonstige als parteiunabhängiggedachte 
Einrichtungen unter ihren Einfluß zu bekommen. Hier wetteifern die Pa.rteien 
im Stil]en um möglichst große Einfluß.anteile und hüten sich, die Frage, wie 
derartige Grenzüberschreitungen wirksam verhindert werden könnten, zum 
Wahlkampfthema zu machen. Hier besteht ein Quasi-Kartell, ein Kartell des 
Ausklammerns von dringenden Problemen, durch das der Wähler - mangels 
wählbarer Alternative - insoweit entmachtet wird. Auf die Instrumentalisi,e­
rung staatlicher Finanzen und staatlicher Institutionen durch die Parteien 
möchte ich etwas näher eingehen. 

1. Das Beispiel Parteienfinanzierung 

Bei der staatlichen Parteienfinanzierung, zu der Frau Landfried und Herr We­
wer kürzlich ja beeindruckende Arbeiten vorgelegt haben, muß man unter­
scheiden zwis·chen Steuerbegünstigungen und direkter staatlicher Zuwen­
dung. Was die Steuervergünstigung anlangt, so hat das Bundesverfassungsge­
richt 1958 in einer grundlegenden Entscheidung eine Regelung wegen 
Verstoßes gegen den Gleichheitssatz kassiert, wonach Spenden und Beiträge 
an Parteien bis zur Höhe eines bestimmten Prozentsatzes des Einkommens 
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steuerlich absetzbar waren. Die Regelung hatte Spender mit hohem Einkom­
men und die Parteien, di,e auf solche Spender erhöhte Anziehungskraft aus­
üben, begünstigt. Gerade die steuerliche Behandlung von Parteispenden zeigt 
allerdings, wie schwer es ist, die Parteien zu zügeln und ihre Macht zu begren­
zen. Entsprechend der restriktiven Rechtsprechung sah das Parteiengesetz von 
1967 zwar zunächst nur einen geringen st,euerlichen Freibetrag von 600 DM 
(bei zusammenveranlagten Ehegatten 1200 DM) für Spenden und Beiträge an 
Parteien vor, der 1979 verdreifacht wurde. 

Gegen Ende der siebziger Jahre steUte sich allerdings heraus, daß die Par­
teien ihre Groß spender massenhaft zur Umgehung (und Steuerhinterziehung) 
eingeladen hauen. Es kam zu tausenden von Straf- und Ordnungswidrigkeits­
verfahren, von denen viele heute noch nicht abgeschlossen sind. Fast wäre die 
strafrechtliche AufarbeHung dieser Fälle allerdings unmöglich geworden: 
Zweimal, 1981/82 und im Mai 1984, wurde der Versuch unternommen, eine 
strafuefreiende gesetzliche Amnestie durchzusetzen, die aber beide scheiter­
ten, nicht zuletzt am öffentlichen Protest. 

Was für die Vergangenheit nicht hatte durchgesetzt werden können, sollte 
aber für die Zukunft "glücken", nämlich, die steuerliche Subventionierung so 
weit auszudehnen, daß Umgehungen fürderhin überflüssig würden. Dies war 
die erklärte Absicht, die hinter der Neuregelung stand, zu deren Vorbereitung 
die Parteien eine sog. Parteienfinanzierungskommission berufen hatten, deren 
Mitglieder formal vom Bundespräsidenten ernannt, tatsächlich aber von den 
Parteien ausgewählt worden waren. Auf ihre Empfehlung wurde mit Wirkung 
ab 1984 ein neuer Paragraph lOb EstG eingeführt, nach welchem jedermann 
Spenden (und Beiträge) in Höhe von bis zu 5 v.H. seines Einkommens als 
Sonderausgabe von der Bemessungsgrundlage der Einkommenssteuer abset­
zen konnte. Eine solche Regelung hätte für sich allein allerdings dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts von 1958 offensichtlich widersprochen. Statt 
aber die steuerliche Begünstigung auf einem verfassungsmäßigen niedrigeren 
Niveau zu belassen, hieH man daran fest und suchte die Verfassungswidrigkeit 
durch die gleichzeitige Einführung noch weiterer Leistungen aus der Staats­
kasse auszugleichen. 

Die massenhafte Umgehung der engen Grenzen für die steuerliche Begün­
stigung von Spenden wurde also nicht etwa zum Anlaß genommen, in Zukunft 
die Einhaltung der Vorschriften durchzusetzen. Statt dessen wurde die Steuer­
begünstigung massiv ausgeweitet und auch durch ein Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts von 1986 und die nachfolgende Gesetzgebung nicht wesentlich 
eingeschränkt. Spenden sind seit 1989 bis zu 60000 DM (für zusammenveran­
lagte Ehegatten bis 120000 DM) im Jahr steuerlich absetzbar. Die Obergrenze 
hat sich damit in 10 Jahren verhundertfacht. 

Zusätzlich wurden folgende weitere Staatsleistungen eingeführt: 
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- ,eine ftinfzigproz,entige Steuersubvention für kleinere Zuwendungen, 
- der sog. staatliche Chancenausgleich, der nach wenigen Jahren wegen ei-

nes offenbaren "Systemfehlers" umgebaut und dabei ausgeweitet wurde, 
und 

- der sog. Sockelbetrag, der seinerseits erforderlich wurde, weil die klei­
nen Bundestagsparteien, besonders die FDP,. bisher von jenem Fehler pro­
fitiert hatten und mit seiner Beseitigung nur gegen Einführung des Sockel­
betrags ,einverstanden waren, den dann aber auch die großen Parteien er­
hielten. 

Im Ausland gibt es nirgendwo Steuervergünstigungen in vergleichbar,er 
Höhe. 

Daß, die Versuche des Bundesverfassungsgerichts, den Parteien Grenz,en zu 
ziehen, bisweilen wie ein Kampf mit der Hydra anmuten,. bei dem für jeden 
abgeschlagenen Kopf gleich mehrere neue nachwachsen, zeigt besonders die 
Entwicklung der direkten staathchen Parteienfinanzierung. Nach ursprüngh­
eher - durch Leibholz mitbeeinflußter - großzügiger Beurteilung erklärte 
das Bundesverfassungsgericht 1966 eine allgemeine Finanzierung der Parteien 
aus Haushaltsmitteln, wie die Parteien sie sich seit 1959 in rasch zunehmen­
dem Umfang bewi1ligt hatten, wegen Versto.ß.es gegen den (in diesem Urteil 
erstmals entwickelten) Grundsatz der Parteienfr,eiheit (der eigentlich "Bür­
gernähe" heißen müßte) für verfassungswidrig und ließ nur noch eine Erstat­
tung der notwendigen Kosten eines angemessenen Wahlkampfes zu. 

In einem weiteren Urteil von 1968 begrenzte es das zukünftige Wachstum 
der Wahlkampfkoslenerstattung auf die üblichen Lohn- und Preissteige­
rungen. 

Als Antwort auf dies,e Urteile wurden Zahlungen für die politische Bildung, 
die die Parteien danach nicht mehr erhalten durften, aber alsbald ihren ,.,Stif­
tungen" als Globalzuschüsse zugeleitet;. diese Zahlungen haben sich von 1967 
bis 1990 verachtz·ehnfacht. Auch die Zahlungen an die Bundestagsfraktionen, 
die den re,chdichen Beschränkungen der staatlichen Parteienfinanzierung 
·ebenfaHs nicht unterliegen.; schossen nach ohen. Sie haben sich im gleichen 
Zeitraum verfünfundzwanzigfacht. Diese Entwicklungen haben dazu geführt., 
daß sich das Schwergewicht der Staatszuschüsse massiv von Parteien zu den 
Fraktionen und den Stiftungen verschoben hat, ohne daß das bisher Wissen­
schaft (außerhalb der Spezialisten) und die Öffentlichkeit so recht zur Kennt­
nis genommen hätten. Die schlaraffenländischen Wachstumsraten wären ohne 
kons,equente Abschirmung vor der Öffentlichkeit durch gezielte Abdunkelung 
der Finanzen der Fraktionen und Stiftungen nicht möglich gewesen. 

Während die Parteien über ihre Einnahmen, ihre Ausgaben und ihr Vermö­
gen öffentlich Rechenschaft legen und staatliche Zuwendungen exakt durch 
durch das (Parteien-)Gesetz geregelt werden, ist a11 dies bei den Fraktionen 
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und Stiftungen bisher nicht vorgesehen. Damit entfällt der Druck, Erhöhun­
gen öffendich zu rechtfertigen und der aus solchem Rechtfertigungsdruck re­
sultierende Zwang zur Mäßigung. Wenn bei Erhöhungen der Staatsmittel die 
in eigener Sache Entscheidenden nicht einmal mehr öffentlich darzul,egen 
brauchen, wofür das Geld benötigt wird, ob die bisherigen Leistungen sinn­
von verwendet wurden, ob Vermögen angesammelt wurde oder Schulden be­
stehen, kann eigentlich nur ein Faß ohne Boden entstehen, in dem immer 
mehr öffentliche Mittel verschwinden. 

Da diese Form der Geldbeschaffung nicht nur Ausdruck von Macht ist, son­
dern auch Mittel, immer mehr Macht zu kumulieren, liegt der Zusammen­
hang zu unserem Thema auf der Hand. Die Diagnose weist auch einen Weg 
für die Therapie. Erforderlich ist zumindest zweierlei: 

Die Publikationsgebote des Art. 21 GG für Parteien müssen auch auf ihre 
Fraktionen und Parteistiftungen erstreckt werden,. so daß auch diese aus­
drücklich verpflichtet werden, über ihr,e Einnahmen, Ausgaben und über ihr 
Vermögen öffentlich Rechenschaft zu legen. Die Fraktionen sind Teile der or­
ganisierten Staatlichkeit und werden deshalb voll vom Staat finanziert .. Dann 
müssen sie sich aber auch den allgemeinen Etatisierungsanforderungen für 
staatliche Organisationen fügen: Im Haushaltsplan müßte im einzelnen aufge­
führt werden, wofür sie ihre Mittel verwenden. Die Stiftungen müßten wie 
alle größeren Zuwendungsempfänger Wirtschaftsplan und Stellenplan aufstel­
len. Zugleich sind spezielle Fraktionsgesetze und ein Gesetz über Parteistif­
lungen erforderlich. Die gesetzliche Regelung ist m.E. verfassungsrechtHch 
vorgeschrieben. Das Bundesverfassungsgericht hat die Frage zwar bisher of­
fengelassen. Die staatsrechtliche Literatur ist meiner Auffassung aber über­
wiegend gefolgt, zuletzt Klaus Vogel in dem soeben erschienenen Band IV des 
Handbuchs des Staatsrechts. Allerdings ist eine dahingehende Entscheidung 
des Gerichts mangels betroffener Antragsteller nicht zu erwarten. Auch hier 
ist die Wissenschaft gefordert. 

2. Das Beispiel Parteipolitisierung der Venvaltung 

Daß die Parteien sich nicht nur staatliches Geld, sondern auch staatliche Insti­
tutionen dienstbar zu machen suchen, möchte ich anhand der Verwaltung ,et­
was näher behandeln und dabei auch Gdegenheit nehmen, einige Bemerkun­
gen zum Wissenschaftsversländnis zu machen. 

Bei Einwirkung der Parteien auf die Verwaltung ist allerdings zu unterschei­
den. Natürlich müssen die durch Volkswahl zur Realisierung ihres Pro­
gramms legitimierten Mehrheitsparteien die Möglichkeit haben, auch die 
Verwaltung einzuspannen, ohne welche Politik nicht ausgeführt und durchge­
setzt werden kann. Die Einwirkungen müssen aber durch das Gesetz oder die 
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Regierung vermittelt werden. Quereinflüsse der Parteien sind illegitim. 
Ebenso illegitim ist es, wenn die Personalauswahl nach Kriterien der Partei­
nähe erfolgt Sieht man einmal von den Sonderfällen der Wahlbeamten auf 
Zeit und der sog. politischen Beamten ab, so besteht über die Rechtswidrigkeit 
der Ämterpatronage in der Staatsrechtslehre Einigkeit. Trotzdem ist die wirk­
same Bekämpfung von Ämterpatronage, ja schon ihre Identifizierung als Pro­
blem, schwierig, aus mehreren Gründen. 

Im konkr,eten FaH herrscht oft Beweisnot. Den unterlegenen Bewerbern fallt 
es meist schwer nachzuweisen, daß sie die besser Qualifizierten für eine of­
fene SteHe waren. Immerhin: Es gibt krasse Fälle, in denen die Rechtswidrig­
keit auf der Hand liegt. 

Auf der Makro-Ebene besteht eine Schwierigkeit darin, daß es keine Stati­
stiken über die Verbreitung von parteipolitischer Patronage gibt. Das ist aus 
der Natur der Sache nicht anders zu erwarten, erleichtertes aber der Praxis 
immer wieder" vorzuschützen, Ämterpatronage gäbe es nicht und deshalb 
brauche man auch nicht über Verbesserungen nachzudenken. 

Eine Flucht vor der Wirldichkeit zeigt sich bisweilen auch in der Wissen­
schaft. Einem Wissenschaftsverständnis, das nur zur Kenntnis nimmt, was es 
präzise empirisch ermitteln und rechenhaft-statistitsch wiedergeben kann, 
muß das P'hänomen der Ämterpatronage zwischen den Fingern zerrinnen. 
Das scheint mir aber weniger gegen die Existenz von Ämterpatronage und 
ihre Tauglichkeit als Gegenstand der Staatswissenschaften zu sprechen als 
vielmehr gegen die Problemadäquanz der methodischen Werkzeuge. Will s,ol­
che Wissenschaft nicht das Wichtigste von allem aus ihrem Blick ausblenden, 
muß sie, so behaupte ich, ihre methodischen Standards verändern. Es ist bes­
ser, ungefähr richtig zu liegen als völlig daneben. Man muß die Methoden also 
den Eigenheiten des Gegenstandes anpassen. Dann ließ,e sich auch durchaus 
Relevantes ennitteln. Dazu bedürfte es allerdings organisierter Forschungsan­
strengungen .. Diese zu fordern, müßte eigentlich, so sollte man meinen, Sache 
der Innenministerien als "Heamtenministerien" sein. In Wahrheit scheint vor­
erst das Gegenteil der Fall. Dazu ein Beispiel: In einer Kleinen Anfrage einer 
Bundestagsfmktion wurde die Bundesregierung im Jahre 1987 gefragt, ob sie 
davon ausgehe. daß partei politische Ämterpatronage in der Verwaltung nega­
tive Signalwirkungen auf den öffentlichen Dienst habe, ob Ämterpatronagezu 
einer Effektivitätseinbuß,e im Staatsdienst führe,. ob Ämterp.atronage Parteien­
und Staatsverdrossenheit in der Bevölkerung fO,rdere, welche Gegemnaßnah­
men die Bundesregierung für geeignet halte und ob sie bereit sei, eine unab­
hängige wissenschaftliche Untersuchung über Entwicklung und Verbreitung 
parteipoHtischer Patronage in Auftrag zu geben. Die Antwort, die die Bundes­
regierung durch den Bundesinnenminister gab, war ebenso knapp wie lapidar. 
Nach ihrer Auffassung gebe es das Problem der Ämterpatronage gar nicht. 
Deshalb seien die gestellten Fragen sämtlich gegenstandslos; auch bestehe 
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kein Grund, das Phänomen wissenschaftlich zu erforschen - also eine Ant­
wort nach der Devise, daß nicht sein kann, was nicht sein darf. Die Erfahrung, 
die fast jeder Insider macht, sieht anders aus. Der parteilich berufene (und be­
forderte) Schulleiter, Krankenhausdirektor oder auch nur ganz normale Lauf­
bahnbeamte in Gemeinde und Staat sind keine Karikatur, sondern alltägliche 
Wirklichkeit. 

Auch der jetzige Bundeskanzler Kohl hatte sich 1982 (noch vor der Regie­
rungsübernahnie) auf der beamtenpoHtischen Tagung des Deutschen Beam­
tenbundes in Bad Kissingen noch anders geäußert: "Ich finde es lächerlich", 
sagte er, "wenn Politiker bestreiten, daß es dieses Problem gibt" Und weiter: 
"Ich bin dafür,. daß man s.agt, wir sind aUe Sünder. Wir haben uns allerdings 
zu fragen, ob wir hier nicht - und das ist sehr ernsthaft gesagt und nicht par­
t,eipolitisch gemeint - an eine ürenze gekommen sind, wo es ins UnerträgH­
che umschlägt." 

Der jetzige Bundespräsident Richard von Weizsäcker schrieb 1982: "Im öf­
fentlichen Dienst handhaben Parteien Ämterpatronage und Parteienwirtschaft 
im allgemeinen mit höchst geringer Scheu." 

Häufig wird aHerdings abgewiegelt. Ämterpatronage sei, selbst wenn sie 
existiere, gar nicht so schlimm. Im Gegenteil, sie sei aus diesen oder jenen 
Gründen geradezu notwendig. 

Der Jurist könnte diesen Einwand mit dem Hinweis auf dk Verfassungswi­
drigkeit der Ämterpatronage abtun. Immerhin: Die Verfassung könnte inso­
weit .obsolet sein. Denkbar wäre das. Der Verfassungspolitiker wird deshalb 
eine Argumentationsstufe tiefer ansetzen und fragen müssen, ob das Verbot 
noch berechtigt erscheint. Hier ergibt sich allerdings wieder ein methodisches 
Problem, das dafür mitverantwortlich sein dürfte, daß der Diskussion über 
Amterpatronage eine merkwürdige Unverbindlichkeit und Beliebigkeit an­
haftet und Ämterpatronage leicht als läßliches Kavaliersdelikt erscheint. Dies 
hängt wesentlich auch mit dem ungeklärten Verhältnis der Staatswiss.enschaf­
ten zu normativ-wertenden Ansätzen zusammen. Geht man nämlich - wie 
eine lange herrschende positivistische Richtung - davon aus, Wertungen 
seien unwissenschaftlich, der Wissenschafder dürfe sich d,eshalb bei Strafe 
des Verlustes seines Renommees nicht auf sie einlassen, so gerät die Gemein­
schaft als Ganze leicht in ein Dilemma. Das erforderliche Nachdenken über 
rechts- und staatspolitische Vorkehrungen, die Ämterpatronage wirksam er­
s,chweren, kann die Wissenschaft, auch die Politikwissenschaft, nämlich nur 
auf der Basis von Wertungen leisten. Fehlen die normativen Grundlagen, 
müßte die Politik einspringen und die Aufgabe der Wissenschaft vorgeben. 
Theoretisch können solche Vorgaben und Anstöße etwa durch Forschungsauf­
träge eines Innenministeriums gegeben werden. Praktisch fehlt es aber daran 
bisher. Niedmand will die politisch unbequeme Verantwortung übernehmen. 
Der negativ,e Konpetenzkonflikt bewirkt, daß die Problematik überhaupt 
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nicht umfass,end und systematisch angegangen wird. Dieses Dilemma bestä­
tigt, daß wichtige, vielleicht gerade die wichtigsten, Fragen aus dem Blick 
der Staats- und Gesellschaftswissenschaften (und damit auch der Gemein­
schaft als Ganzes) herausfallen, wenn diese die normative Seite ausblen­
den. 

Verlangt wären Sozialwissenschaften, die ihre Aufgaben nicht nur in der 
empirischen Ennittlung dessen, was ist,. erschöpfen. Es muß auch um norma­
tiv geleitete Kritik und Verbesserungen gehen, also darum, die Institutionen 
der Demokratie immer wieder darauf zu befragen, an welchen Stellen sie so 
verändert werden können und müssen, daß die zugrundelieg,enden Werte 
wirksamer gefordert werden können. (Diesen wissenschaftstheoretischen An­
satz habe ich an anderer Stelle näher dargelegt.) 

Zurück zur Sachfrage, ob Ämterpatronage eine läßliche Sünde oder gar 
eine Notwendigkeit sei. Auszugehen ist davon, daß die demokratische Wahl 
nur auf Zeit legitimiert, die öffentlichen Bediensteten aber grundsätzlich auf 
Lebenszeit bestellt werden. Wer Ämterpatronage hinnimmt, mußte konse­
quenterweise also für Beamte (und Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst) 
auf Zeit im Sinne des früheren Beutesystems der Vereinigten Staaten von 
Amerika eintreten. Dort wurden der siegr,eichen Partei auch alle Beamtenstel­
len zur Besetzung überlassen. Dies hat in der Praxis aber zu derart unerträgli­
chen Mißständen geführt, daß, man auch in den USA ein auf Leistung beru­
hendes Berufsbeamtenturn und eine Rekrutierung des öffentlichen Dienstes 
unabhängig vom Parteibuch eingeführt hat. Die Parteienherrs,chaft bedarf hier 
im Interesse der Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes einer Begren­
zung. 

Wer schließlich Kritik an Ämterpatronage als Ausdruck "unpolitis,chen 
Denkens" verächtlich macht, setzt npolitisch" mit "parteipolitisch" gleich, 
immunisiert parteiliche Übergriffe gegen Kritik, wie angreifbar sie auch im­
mer sein mögen, und endet letztlich beim Grundsatz "Partiescan do no 
wrang". 

Nicht weniger brisant ist die ParteipoHtisierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks einschließlich des Fernsehens,. teils auch der Gerichte. 

Um auch vor der ,eigenen Haustür zu kehren, sei die Wissenschaft nicht aus­
gespart. Die Unabhängigkeit der Staats- und Sozialwissenschaft ist verfas­
sungsr10chtlich nicht zuletzt deshalb gewährleistet, um ihre Distanz, Sachlich­
keit und Kritikfähigkeit auch gegenüber den Mächtigen in Staat und Gesell­
schaft zu erhaUen. Darum ist es schlecht bestellt, wenn diejenigen 
Wiss,enschaftler, die sich besonders intensiv mit den Parteien befassen, diesen 
aufgrund vielfacher Zusammenarbeit so nahe stehen, daß sie unbefangen Kri­
tik nicht mehr äuß·ern können. Werden partei nahe oder gar parteihörige Per­
sonen auch noch vorrangig in Kommissionen zur Reform des Parteiwesens be­
rufen, s.o wird die Einrichtung der wissenschaftlichen Politikberatung dis-
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kreditiert und zugleich das Gemeinwesen vollends zur hHf- und wehrlosen 
Beute der Parteien gemacht. 

Die größten Gefahren der versuchten parteipolitischen Gleichschaltung an 
dieser Institutionen machen sich aber, so befürchte ich, in einer Änderung der 
Denkweise bemerkbar. Die Machtorientierung der Parteien steht im Gegen­
satz zum rein sachorientierten Denkstil, der das Gemeinsame für ansonsten so 
verschie"dene Einrichtungen wie die öffentliche Verwaltung, die Gerichtsbar­
keit, die Medien und auch die Wissenschaft ist (oder doch sein soHte). Der 
parteipolitische Einfluß verändert auch dann, wenn er nicht von einer Partei 
allein ausgeht, die Motivaüons- und Denkweise und damit auch die Art der 
WillensbHdung insgesamt. Wem es primär auf Mehrbeiten, Bündnisse und 
Macht ankommt, der ist innerlich anders eingestellt und gelangt oft auch zu 
anderen Ergebnissen als der, dem es um wert- und erkenntnisorientierte Rich­
tigkeit geht. Ein Redakteur, der die parteipolitische Schere im Kopf hat, ver­
liert aufgrund des voraneilenden Gehorsams gegenüber den Machthabern 
leicht seine Produktivität. Wer immer nur besorgt ist, ob den Mächtigen ge­
nehm ist, was er geistig produziert, dem drO'ht allmählich sein sachO'rientierter 
Denkstil abhanden zu kommen. Es fragt sich allerdings, ob der geschilderte 
Durchdringungs- und Gl,eichschaltungsprozeß wirklich sO' bedenklich ist, wie 
es zunächst scheint. Ist nicht anstelle der überkommenen Gewaltenteilung 
eine neue getreten? Halten die Parteien im Wettbewerb um Wählerstimmen 
sich nicht gegenseitig in Schach? Trifft nicht auch jedes verbandHch organi­
sierte Interesse auf zahlreiche andere, so daß eine einseitige Interessendurch­
setzung verhindert wird? Anders gefragt: Ist nicht neben und teilweise an die 
Stelle der überkommenen Zwei- oder Drei- oder Mehrteilung eine neue Auf­
teilung der Gewalten auf mehrere Parteien und zahlreiche Verbände getreten, 
deren FunktiO'nsruchtigkeit die teilweise Funktionslähmung der überkomme­
nen Teilung kompensiert? 

In der Tat: Könnte man davon ausgehen, daß das Wirken der Parteien und 
Verbände insgesamt zu ausgewogenen Gesamtresultaten führt, dann würden 
die geschilderten Tendenzen einiges von ihrer Hedrohlichkeit verlieren. In 
diese Richtung gehen die Thesen der Pluralismustheorie, und man wird ihr 
durchaus ein Stück Weges folgen können. 

Auf der anderen Seite muß man sich aber vor einer allzu harmonisierenden 
Sicht hüten. Es gibt typische, und zwar gravierende Defizite und Fehlentwick­
lungen im Spiel der Parteien. Oft lassen sich gerade besonders wichtige Inter­
essen nicht verbandlich organisieren, besonders aUgemeine Interessen und 
Zukunftsinteressen, auch die Interessen von Randgruppen mit geringem Kon­
fliktpotential. 

Hinzu kommt, daß das überkommene Gewalten-Gegeneinander ja nicht 
durch ein neuesersetzt worden ist, sondern beide miteinander verschränkt 
und vermischt sind, und diese Mischung eben dazu führt, daß der politische 
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Druck zu rationaleröffentlkher Begründung erlahmt und damit auch die Ra­
tionalitätschance der Entscheidungen gemindert wird. Zugleich bleibt die 
Transparenz für den Bürger auf der Strecke, weil die Verantwortlichkeiren 
verwischt werden. Der sa,chürientierte DenkstH droht auch dort durch einen 
markt- und interessentenorientierten abgelöst zu werden, wo die Sachorientie­
rung SOl nötig ist wie die Luft zum Atmen. 

Die gegenseitige Durchdringung schwächt im übrigen die Möglichkeit, daß 
eine Instanz der anderen überhaupt noch weh tut, mit der Folge, daß auch 
Fehlentwicklungen kaum nüch einer wirksamen KontroUe unterliegen. Als 
Beispie]e möchte ich no"ch einmal auf Verwaltung und Rundfunk hinweisen. 

SOl wird eine wirksame Kontrolle der Verwaltung durch das Parlament da­
durch ers,chwert, daß· nicht nur die Parteien auf den öffentlichen Dienst ein­
wirken, sondern auch umgekehrt die Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
in die Parteien drängen und sie - aufgrund des faktis,chen Nominierungsmü­
nopols der Parteien - auch in den Parlamenten ,. besonders in den für den öf:... 
fentlichen Dienst zuständigen Auss,chüssen, eine beherrschende Stellung be­
sitzen. (Daß dies in der Zurückweisung der anglo-amerikanischen Konzeption 
durch den Parlamentarischen Rat seine Wurzel hat,. habe ich schon erwähnt. ) 
Umgekehrt erschweren diese Symbiosetendenzen es dem ·öffentlichen Dienst, 
seine Funktion zu erfüllen und "einen ausgleichenden Faktor gegenüber den 
das Staatsleben gestaltenden politischen Kräften" zu bHden .. Die Folgen dieser 
personellen Verzahnung hat der unvergessene Frido Wagener auf die Formel 
zugespitzt: "Der ·öffentliche Dienst ist voll in der Hand des öffentlichen Dien­
stes". 

Entsprechendes gUt für die Informations-, Kritik- und Kontrollfunktionen 
des Rundfunks, der,en Erfüllung durch die Versuche paneipolititscher Gleich­
schaltung erschwert, ja praktisch weitgehend lahmgelegt zu werden droht. Bei 
der Personalrekrutierung spielt die Parteinähe der Bewerber eine wesentliche 
Rolle. Parteipolitiker bestimmen heute zu einem guten Teil, was aufdie Thges,­
ordnung der öffentlich-rechtlichen Medien kommt. Der alles beherrschende 
Parteipropvrz und die ständige ,.,programmbegleitende Protestpraxis" (N. 
Schneider) durch die Parteien bewirken "weniger eine Ausgewogenheit der 
Kritik als eine Ausgewogenheit im Verschweigen", Unabhängige Informatio­
n,en und kritische KontroUe durch den Rundfunk wären an sich gerade im Par­
teienstaat besonders wichtig, weil, wie dargelegt, Regierung und Parlaments­
mehrheit hier miteinander verklammert sind, die zwischenparteiliche Zusam­
menarbeit in den Parlamenten einer öffentlichen Austragung von Problemen 
hinderli,ch ist und die durch die Parteien vermittelte Verzahnung von Parla­
ment und Verwaltung eine parlamentarischen Steuerung und Kontrolle der 
Verwaltung erschwert. 

Es gibt also keine Alternative zum Versuch, die als parteiunabhängig konzi­
pierten Einrichtungen wirksamer als bisher parteiunabhängig zu halten,. Hier 
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bedarf es von Seiten der Staatswissenschaften gezielter Forschungsanstren­
gungen, und notfalls ist auch eine Politikberatung beratungsunwilhger Adres­
saten geboten. 

/Y. Direkt-demokratische Elemente als Gegengewichte? 

Lassen Sie mich zum Schluß noch die Frage ansprechen, ob als Gegengewicht 
gegen Machtmißbrauch der politischen Parteien nicht eventuell auch die ver­
stärkte Einführung direkt-demokratischer Elemente in die bundesrepublikani­
s,che Rechtsordnung in Betracht kommt, jedoch von vornherein nicht als Al­
ternative zum repräsentativen System, sondern aHenfaUs als Ergänzung. Es 
geht nicht nur um die Ausweitung von Volksbegehren und Volksentscheid, wie 
sie auf Landes- und Kommunalebene bereits teilweise vorgesehen sind, son­
dern auch um die Frage der Direktwahl bestimmter Amtsinhaber und um die 
Stärkung des Einflusses der Bürger auf die Kandidatenlisten bei der Wahl der 
Volksvertretungen. 

Alle einschlägigen Fragen sind verfassungspolitisch allerdings hoch um­
stritten,. so daß ein bloßes Antippen im Vorübergehen riskant erscheint. Den­
noch möchte ich einige Punkte erwähnen, die z.T. erst in der neueren Diskus­
sion zur Sprache kommen. 

Die Prüderie des Grundgesetzes gegenüber direkt-demokratischen Elemen­
ten wird immer wieder mit angeblichen Weimarer Erfahrungen begründet. 
Neuere Analysen, vor allem von Fijalkowski, zeigen jedoch., d.aß die Erfah­
rungen in Wahrheit gar nicht so negativ zu bewerten sind. Auch die Enquete­
Kommission Verfassungsreform der 70er Jahre hat die Chance verpaßt, von 
der üblichen Überreaktion auf die - dazu noch schief interpretierte - Ver­
gangenheit loszukommen. 

Immerhin hat die Enquete-Kommission vorgeschlagen, den Bürgern mehr 
Einfluß auf die Wahllisten bei der Wahl von Volksvertretern zu geben und auf 
diese Weise zu verhindern, daß schon mit der parteiinternen Aufstellung der 
Kandidaten die Wahlentscheidung für das Gros der späteren Abgeordneten be­
reits gefallen ist. Bekanntlich wirkt an der Aufstellung der Wahllisten direkt 
oder indirekt nur etwa ein Zehntel der insgesamt etwa 2,5 Mio. Parteimitglie­
der mit, so daß 250000 aktive Parteimitglieder letztlich wesentlich über die 
personelle Zusammensetzung der Volksv,ertretungen in der Bundesrepublik 
bestimmen. Das hat zur Folge, daß die Parteien und ihre internen Gremien für 
die politische Durchschnittskarriere weit wichtiger sind als die Bevölkerung. 
Für den Politiker besteht folglich wenig Anreiz zur Verstärkung von Bürger­
kontakten , viel Anreiz dagegen zum Ausbau der innerparteilichen Verbindun­
gen. Die Spielregeln sind also einer Verstärkung der Bürgemähe der Parteipo-
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Htik und ihrer Träger alles andere als förderlich. Interessante Ansätze für eine 
Reform, die sich mit den Schlagworten "kumulieren" und "panaschieren" 
skizzieren lassen, finden sich im Kommunalwahlrecht von Baden-Württem­
berg und Bayern, denen neuerdings Niedersachsen und Rheinland-Pfalz ge­
fo]gt sind .. In Bayern gibt es Ansätze auch im Landtagswahlrecht. 

Das Kommunalwahlrecht vermittelt darüber hinaus auch Erfahrungen mit 
plebiszitären Krieationsverfahren für politische Ämter. Hier ist die unmittel­
bare Volkswahl· der Bürgermeister in Baden-Württemberg und Bayern und der 
Landräte in Bayern zu nennen, deren Kompetenzen auch dadurch gestärkt 
sind, daß· si,e in P:ersonalunion Verwaltungschef und zugleich Vorsitzender der 
Gem,einderäte bzw. Kreistage sind . Natürlich sind auch sie auf die Zusam­
menarbeit milt Parteien angewiesen. Dennoch gibt es keine vergleichbafen In­
haber von politischen Positionen in der Bundesrepublik, die ein derartiges 
Maß an Unabhängigkeit von den Parteien besitzen. Das gilt in verstärktem 
Maße für Bürgermeister in Baden-Württemberg, bei deren Wahl, die im übri­
gen zeitlich von der Gemeinderatswahl abgekoppelt ist,. die Parteizugehörig­
keit nicht genannt werden darf .. Umgekehrt zwingt die ,.,Salbung durch das 
Volk ... den Bürgermeister, sich ständig dort ruckzukoppeln, an den Bürger zu 
appeHieren,. für ihn ständig und überall greifbar zu sein".. Parteipolitische Äm­
terpatronage, die in den Kommunen ansonsten besonders verbreitet ist, ist im 
süddeutschen Bereich nach übereinstimmender ß,eobachtung deutlich gerin­
ger, weil der volksgewählte Bürgermeister andernfalls befürchten müßte, bei 
der Wahl die Quittung zu erhalten. Auch die politische Steuerungsfähigkeit 
der Kommunen insges.arnt, die sich vor allem in der Fähigkeit niederschlägt, 
den Haushalt auszugleichen, ist, wie Gerhard Banner dargelegt hat, in süd­
deutschen Kommunen größer als in Ländern mit anderer Kommunalverfas­
sung. Immerhin sind inzwis·chen Reformen der Kommunalverfassungen in 
mehreren Bundesländern im Gange, auch in den fünf neuen. Ich habe aller­
dings bisweilen das Gefühl, daß all dies trotz seiner eminenten, Weichen stel­
lenden Bedeutung an den Staatswissenschaften weitgehend vorbeiläuft. Es gilt 
vielleicht ähnliches, was ich über die Bekämpfung der Ämterpatronage in der 
öffentlichen Verwaltung gesagt habe. 

Insgesamt hat sich,. wie ich meine, bestätigt, daß die Rolle der Parteien bei 
der Realisierung politischer Freiheit und Gleichheit der Bürger zwiespältig 
ist. Einerseits sind die Parteien für die Verwirklichung dieser Grundwerte völ­
lig unerläßHch, and,ererseits können von ihnen aber auch Gefährdungen eben 
dieser Grundwerte ausgehen, die es zu orten und möglichst einzudämmen 
gilt. 
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V. Schluß 

Die Vorstellung, daß etwas Wirksames gegen Übergriffe der Parteien unter­
nommen werden könnte, mag zi·emlich weltfremd erscheinen. Um bei der 
Einführung plebiszitärer Momente zu bl·eiben. Auch in eigener Sache sind die 
Parteien hier sehr abwehrend: Sie wehren sich gegen die Einführung eines 
Bürgerbonus, der die Verteilung der Wahlkampfkostenerstattung per Dritt­
stimme der Wähler vorsähe und ein plebiszitäres Moment in die staatliche 
Parteienfinanzierung brächte. Die Parteizusarnrnenschlüsse im Zuge der deut­
schen Vereinigung erfolgten ohne Parteitagsbeschluß. und Urabstimmung über 
die Köpfe der Mitglieder hinweg,. obwohl das Parteiengesetz bei Verschmel­
zung mit anderen Parteien Parteitagsbeschlüsse und Urabstimmungen ver­
langt. 

Andererseits hat es paradigmatische Umschwünge, die vorher utopisch Er­
scheinendes plötzlich durchsetzbar machten,. immer wieder gegeben. Eine 
Vor.aussetzung dafür scheint mit die Entwicklung, Stärkung und Verbreitung 
einer als Verfassungstheorie verstandenen Staatslehre zu sein, die bei aUer 
Anerkennung der Unerläßlichkeit der Parteien doch auch Fehlentwicklungen 
in ihrem Wirken deutlich macht und - eingebettet in ein Gesamtkonzept über 
das tatsächliche Funktionieren unserer Demokratie und die normative Rich­
tung, in die Veränderungen gehen müssen - (punktuelle und globale) Verbes­
serungsvorschläge entwickelt, um die verfassungsrechtlichen Grundwerte 
auch unter gewandelten Verhältnissen verwirklichen zu können. Vereinzelte 
Versuche in diese Richtung reichen nicht aus. 

Ein Kerngedanke muß m.E. in folgendem liegen. Die Richtung, in die ein 
System tendiert, hängt wesentlich von den Spielregeln ab,. denen die Akteure 
unterworfen sind und die sie einhalten müssen,. wenn sie "gewinnen", d.h. 
Anerkennung, Macht und Einfluß erlangen wollen. Diese Spielregeln werden 
zu einem guten Teil von der Rechtsordnung gesetzt, wobei nicht einfach an 
Gebote oder Verbote zu denken ist, sondern an organisatorisch­
verfahrensmäßige Regelung,en, die auf die tatsächlichen politischen Kräfte 
und ihr Wirken zugeschnitten sind und eben deshalb die Aktionsmäglichkei­
ten der Akteure wesentlich mitbestimrn·en können. Sind dageg,en die institu­
tionellen Weichen falsch gesteHt, so muß sich aus individueller Rationalität 
fast notwendig koHektive Irrationalität ergeben. Ein Beispiel: Es reicht nicht 
aus, wenn ,etwa parteipolitische Ämterpatronage als für die Gemeinschaft 
schädlich erkannt und als rechtswidrig gebrandmarkt wird, die Spielregeln 
der Macht solche Verhaltensweisen aber tatsächHch prämieren. Erforderlich 
sind vielmehr organisatorische und verfahrensmäßige Regelungen, die die 
Macht so kanalisieren und lenken, daß sie möglichst zum Besten für die Ge­
meinschaft ausschlägt; es geht also letztlich um die Essenz des Verfassungsge-
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dankens überhaupt. Da fast alle Beteiligten l(einschließlich der Parteipolitiker) 
sich als Opfer der Gesamtentwicldung fühlen, dies also nicht zielstrebig her­
bei führen , sondern sie sozusagen erleiden und da angemessene verfassungs­
rechtliche Spi,elregeln fast alle Mitglieder der Gemeinschaft besser stellen 
würden als vorher, wird die Chance ihrer Einführung umso größ,er, je umfas­
sender es gdingt, diesen ihren Effekt zu verdeutlichen. Dabei scheinen mir, 
was den Parteienstaat anlangt, die Parteimitglieder selbst die besten Bundes­
genossen zu g,ein. Es geht also nicht nur um die Mobilisierung von Gegenkräf­
ten auß,·erhalb der Parteien, sondern auch von innen her. 
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